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1 Allgemeines1 

Personen, die in der Schweiz in eine medizinische Notlage geraten, haben Anspruch auf 
Hilfeleistungen. Für diese Notfallhilfe gilt je nach Anspruchsgruppe (CH-Bürgerinnen und Bürger, 
Ausländerinnen und Ausländer mit oder ohne Wohnsitz in CH) eine andere gesetzliche Grundlage. 
Voraussetzung ist immer ein sachlich und zeitlich dringender medizinischer Notfall, bei welchem 
mit der Behandlung nicht zugewartet werden kann, bis die Kostensicherung geklärt ist.  
 
Die Notfallhilfe umfasst:  
 

 die Kosten der notwendigen Hilfe,  

 die Kosten der Rückkehr (oder Verlegung) in den Wohn- bzw. Aufenthalts- oder Heimatstaat. 
Darunter fallen auch die nötigen medizinischen Transportkosten (inkl. allfällige Begleitung 
durch medizinisches Fachpersonal). Hier ist zu beachten, dass die Fürsorgebehörden nur 
für die Organisation und Finanzierung der freiwilligen Rückkehr zuständig sind. Für die 
zwangsweise Ausschaffung von Ausländerinnen und Ausländern sind abschliessend die 
Migrationsbehörden zuständig.  

 

1.1 Gesetzliche Grundlagen 

 Bundesgesetz über die Zuständigkeit für die Unterstützung Bedürftiger vom 24. Juni 1977 
(ZUG, SR 851.1) 

 Gesundheitsgesetz vom 16. Oktober 2002 (GesG, SRSZ 571.110) 
 Gesetz über die Sozialhilfe vom 18. Mai 1983 (ShG, SRSZ 380.100) 

 
Fürsorgebehörden müssen für medizinische Leistungen grundsätzlich nur dann finanziell aufkommen, 
wenn im Voraus oder rechtzeitig eine Kostengutsprache erteilt wurde (vgl. § 17 Abs. 2 ShG). Anders 
verhält es sich in dringenden Fällen (plötzlich eintretende Krankheit oder Unfall), in denen die 
Hilfeleistung den Umständen entsprechend sofort gewährt werden muss. Gemäss § 31 Abs. 1 GesG 
ist das ärztliche Personal des Kantons Schwyz verpflichtet, sich an einem Notfalldienst zu beteiligen. 
Der ärztliche Notfalldienst, genauso wie der operative Rettungseinsatz, stellt eine öffentliche Aufgabe 
dar (vgl. § 13 GesG). Ärztinnen und Ärzte haben somit einen Anspruch auf Leistungsvergütung, selbst 
wenn diese Kosten nicht durch die Leistungsbeziehenden oder deren Versicherer gedeckt werden. 
Sobald in diesen Fällen feststeht, dass keine andere Kostendeckung erwartet werden kann, bedarf es 
einer rechtzeitigen Kostengutsprache. Sind die Kosten trotz nachweislicher Inkassobemühungen 
uneinbringlich, hat die zuständige Fürsorgebehörde diese zu übernehmen (vgl. § 17 Abs. 3 ShG). Ziel 
dieser Regelung ist es, leistungserbringende Dritte vor Verlusten abzusichern. Subsidiäre 
Kostengutsprache wird also gewährt um sicherzustellen, dass besagte Dritte die notwendige und 
dringende Leistung unabhängig davon erbringen, ob die Kostendeckung durch die 
leistungsempfangende Person selber sichergestellt ist oder nicht. 
 

2 Vorkehrungen 

Um das Risiko einer allfälligen Uneinbringlichkeit der Kosten zu minimieren, insbesondere bei 
Personen ohne festen Wohnsitz in der Schweiz, haben Leistungserbringende bereits beim Eintritt ins 
Spital die folgenden Vorkehrungen zu treffen: 
 

                                            
1 Dieses Merkblatt ersetzt keine Gesetze oder Verordnungen. Es versteht sich als Erklärung und Ergänzung 
mit detaillierten Anwendungsbeispielen von und für die Praxis. Obwohl bei diesem Merkblatt mit aller 
Sorgfalt auf die Richtigkeit der veröffentlichten Informationen geachtet wurde, kann hinsichtlich der 
inhaltlichen Richtigkeit, Genauigkeit, Aktualität, Zuverlässigkeit und Vollständigkeit dieser Informationen 
keine Gewährleistung übernommen werden.  



  - 3 -  

 

 Aufnahme der Personalien wie Name, Adresse (im In- und Ausland), Passnummer, 
Telefonnummer.  

 Verlangen einer Depotzahlung (möglichst im Rahmen des erwarteten Aufwandes). 
 Abklärung der Versicherungsdeckung im In- und Ausland  

Bei EU/EFTA Bürgerinnen und Bürger müssen Leistungserbringende ihre Abrechnungen 
in erster Linie bei der Gemeinsamen Einrichtung KVG (GE KVG; www.kvg.org) in 
Solothurn einreichen. 

 Abklärung, ob eine Garantieerklärung existiert. 
 Abklärung, ob die Person ein Bankkonto bzw. eine Kreditkarte besitzt. 
 Sofortige Rechnungsstellung und wenn möglich Bezahlung direkt vor Ort (beim Austritt).  

  

http://www.kvg.org/
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3 Ablauf  

3.1 Ablauf Einwohnerinnen und Einwohner Kanton Schwyz 

Spital / Rettungsdienst 
(Leistungserbringende) 

Amt für Gesundheit und 
Soziales (AGS) 

Fürsorgebehörde Wohngemeinde  

 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 

  

 
  

Notfall-Aufnahme und Behandlung im 

Spital oder durch Rettungsdienst 

Aufnahme Personalien & Abklärung der 

Finanzierung gem. Kapitel 2 

Rechnungsstellung an Versicherung oder 

behandelte Person 

Mahnverfahren  

Rechnung begleichen, sobald diese inkl. 

Verlustschein oder Nachweis der 

Bedürftigkeit eingereicht wird (allenfalls 

vorher Beschluss verfassen) 

Vorsorgliche 

Anzeige in 

Ordnung?   

Rechnungsstellung abwarten 

Nach Eingang des Verlustscheines oder 

Feststellung der Bedürftigkeit, Rechnung 

inkl. aller Belege innert 90 Tagen an die 

Fürsorgebehörden zustellen, 

Abweichung mit Begründung möglich 

 

Vorsorgliche Anzeige an 

Fürsorgebehörde & falls sinnvoll 

Einleiten des Betreibungsverfahrens 

(i.d.R. innert Jahresfrist) 

Kontrolle der vorsorglichen Anzeige: 

Wurden die Fristen eingehalten? War 

die behandelte Person zum 

Unglückszeitpunkt in der Gemeinde 

angemeldet? 

Rückweisung der Anzeige akzeptieren, 

die Anzeige bereinigen oder eine 

einsprachefähige Verfügung verlangen  

nein 

ja 

Bereinigung 
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3.2 Ablauf ausserkantonale Einwohnerinnen und Einwohner 

Spital / Rettungsdienst 
(Leistungserbringende) 

Amt für Gesundheit und 
Soziales (AGS) 

Fürsorgebehörde 
Notfallgemeinde 

   
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Nein Rückweisung an Spital / 

Rettungsdienst allenfalls zur 

Bereinigung  

Notfall-Aufnahme und Behandlung im 

Spital oder durch Rettungsdienst 

Aufnahme Personalien & Abklärung 

der Finanzierung gem. Kapitel 2  

Rechnungsstellung an Versicherung 

oder behandelte Person 

Mahnverfahren  

Vorsorgliche Anzeige an AGS & falls 

sinnvoll Einleiten des 

Betreibungsverfahrens (i.d.R. innert 

Jahresfrist) 

Kontrolle der vorsorglichen 

Anzeige: Wurden die Fristen 

eingehalten?  

Vorsorgliche 

Anzeige in 

Ordnung?   

ja 

Fortsetzung auf Seite 6 

Bereinigung 
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Spital / Rettungsdienst 
(Leistungserbringende) 

Amt für Gesundheit und 
Soziales (AGS) 

Fürsorgebehörde 
Notfallgemeinde 

   

Weiterleitung der Rechnung 

und Nachweis der Bedürftigkeit 

(i.d.R. Verlustschein) an das 

Fürsorgeamt der 

Notfallgemeinde   

Formular 

«Unterstützungsanzeige 

gem. Art 30 ZUG» innert 

30 Tagen ab Bezahlung an 

AGS schicken 

Weiterleitung der 

Unterstützungsanzeige an die 

zuständige kantonale Stelle des 

Wohnsitzkantons   

Rechnung begleichen 

(allenfalls vorher Beschluss 

verfassen)   

Nach Eingang des Verlustscheines 

oder Feststellung der Bedürftigkeit, 

Rechnung und alle Belege innert 90 

Tagen an AGS zustellen, Abweichung 

mit Begründung möglich 

Gesuch zur Prüfung an die 

Notfallgemeinde weiterleiten. 

Kopie der Weiterleitung an 

Spital oder Rettungsdienst 

 

Weiteres Vorgehen 

gemäss Kapitel 6  

Mit  

Übernahme 

einverstanden

? 

Überprüfung der 

Kostenübernahme    

 

Schriftliche Mitteilung an 

AGS innert 10 Tagen     

ja 

nein 
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3.3 Ablauf Ausländerinnen und Ausländer ohne Wohnsitz in der Schweiz 

Spital / Rettungsdienst 
(Leistungserbringende) 

Amt für Gesundheit und 
Soziales (AGS) 

Fürsorgebehörde Notfallgemeinde 

 
 
 

  

nein Rückweisung an Spital / 

Rettungsdienst allenfalls zur 

Bereinigung  

Notfall-Aufnahme und Behandlung im 

Spital oder durch Rettungsdienst 

Aufnahme Personalien & Abklärung 

der Finanzierung gem. Kapitel 2  

Rechnungsstellung an Versicherung 

oder behandelte Person 

Mahnverfahren innert Jahresfrist 

Vorsorgliche Anzeige an AGS & 

gleichzeitiges Abklären ob 

Leistungen bei Dritten geltend 

gemacht werden können 

Kontrolle der vorsorglichen 

Anzeige: Wurden die Fristen 

eingehalten? Wurde alles 

unternommen um das Geld 

einzutreiben?  

Vorsorgliche 

Anzeige in 

Ordnung?   

ja 

Fortsetzung auf Seite 8 

Bereinigung 
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Spital / Rettungsdienst 
(Leistungserbringende) 

Amt für Gesundheit und 
Soziales (AGS) 

Fürsorgebehörde Notfallgemeinde 

   
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
  
 
 
 
 
 

 

Gesuch zur Prüfung an die 

Aufenthaltsgemeinde 

weiterleiten. Kopie der 

Weiterleitung an Spital oder 

Rettungsdienst   

Weiterleitung der 

Inkassobemühungen und 

Rechnung an das 

Fürsorgeamt der 

Notfallgemeinde     

Überprüfung der 

Kostenübernahme    

Feststellung der Bedürftigkeit. 

Rechnung mit dokumentierten 

Inkassoschritten innert 90 Tagen 

ans AGS. Abweichung der Frist 

mit Begründung möglich    

Mit  

Übernahme 

einverstanden

? 

Schriftliche Mitteilung an AGS 

innert 10 Tagen     

Rechnung begleichen 

(allenfalls vorher Beschluss 

verfassen)   

Weiteres Vorgehen gemäss 

Kapitel 6 «Ablehnung der 

Kostenübernahme» 

ja 

nein 
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4 Voraussetzungen für die Kostenübernahme 

Für Kostengutsprachen nach § 17 Abs. 3 ShG gelten folgende Voraussetzungen: 

 Es handelt sich um Leistungen in dringenden Fällen, namentlich bei plötzlich eintretender 
Krankheit oder bei Unfällen.  

 Es lag ein medizinischer Notfall vor und die erbrachten Leistungen waren unaufschiebbar, sprich 
mit der Behandlung konnte nicht zugewartet werden, bis die Kostensicherung geklärt war. 

 Die Kosten für die Leistungen werden weder durch die leistungsbeziehende Person noch durch 
zahlungspflichtige Dritte gedeckt. Stehen Leistungen Dritter im Raum (z.B. Reiseversicherung, 
Krankenversicherung, Garantieerklärungen o.ä.) muss zusätzlich nachgewiesen werden, dass 
diese nicht für die Kosten aufkommen. 

 Die Leistungserbringenden belegen die Uneinbringlichkeit der Forderung, indem sie 
Inkassobemühungen nachweisen. Ist die betroffene Person unauffindbar und können die Kosten 
deshalb nicht direkt bei ihr eingeholt werden, gelten die Kosten ebenfalls als uneinbringlich. 

- Bei Personen mit Wohnsitz in der Schweiz ist der Nachweis in der Regel erbracht, wenn 
die Leistungserbringenden die betroffene Person erfolglos gemahnt und betrieben haben 
bzw. ein Verlustschein vorliegt. Ausnahme siehe Kapitel 7.4. 

- Bei Personen ohne festen Wohnsitz in der Schweiz ist der Nachweis in der Regel 
erbracht, wenn belegt wird, dass alle nötigen Vorkehrungen getroffen wurden und das 
Geld trotz Inkassoschritten nicht eingetrieben werden kann. Sollten nicht alle 
Vorkehrungen gemäss Kapitel 2 getroffen worden sein, müssen Leistungserbringende 
dafür eine Begründung abgeben. 

 Die betroffene Person ist bedürftig. Ein Sozialhilfebezug wird nicht vorausgesetzt. Eine 
Bedürftigkeit im Sinne dieses Merkblattes liegt dann vor, wenn Einkommen und Vermögen nicht 
zur Deckung des betreibungsrechtlichen Existenzminimums ausreichen. 

 
Es ist Sache der Leistungserbringenden, sämtliche in der Abwicklung der Notfallbehandlungen 
nötigen Unterlagen und Daten einzuholen. Aus den Unterlagen müssen die Zuständigkeit und das 
Vorliegen einer Bedürftigkeit hervorgehen. 
 
Sind die vorgenannten Voraussetzungen erfüllt, müssen die Kosten übernommen werden.  
 

4.1 Fristen 

Eine ärztliche Forderung verjährt gemäss Obligationenrecht (OR, SR 220) nach Ablauf von fünf 
Jahren (vgl. Art. 128 Abs. 3 OR). Allerdings gibt es keine gesetzlichen Fristen zur Einreichung eines 
Gesuchs für eine subsidiäre Kostengutsprache. Die Einleitung einer Betreibung innert Jahresfrist ab 
Behandlungszeitpunkt sollte jedoch möglich sein. Nach Eingang des Verlustscheins wird erwartet, 
dass dieser innert 90 Tagen zusammen mit einer Rechnung weitergeleitet wird. Selbstverständlich 
kann es Ausnahmen geben, welche eine längere Frist rechtfertigen (z.B. vereinbarte 
Ratenzahlungen, welche später nicht eingehalten werden o.ä.).  
 

5 Umfang der Kostenübernahme 

Es ist Sache der Leistungserbringenden, die Uneinbringlichkeit der Forderung nachzuweisen. Aus 
diesem Grund gehen sämtliche Inkassokosten zu ihren Lasten. Es können also nur die im 
Zusammenhang mit der erbrachten Notfallleistung angefallenen Kosten aus Mitteln der 
wirtschaftlichen Hilfe gedeckt werden (inkl. Kosten der Rückkehr bzw. Verlegung nach Kapitel 1).  
 

6 Ablehnung der Kostenübernahme 

Ist eine Gemeinde mit der Kostenübernahme nicht einverstanden, hat sie den 
Leistungserbringenden, mit Kopie an das AGS, eine schriftlich begründete Ablehnung zuzustellen. 
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Sollten diese weiterhin an der Forderung festhalten, können sie bei der zuständigen Fürsorgebehörde 
eine einsprachefähige Verfügung verlangen. Die Verfügung kann nach dem 
Verwaltungsrechtspflegegesetz vom 6. Juni 2974 (VRP, SRSZ 234.110) angefochten werden.  
 

7 Spezialfälle 

Nicht alle Fälle können nach dem obigen Schema abgehandelt werden. Die häufigsten Spezialfälle 
werden nachfolgend erläutert.  
 

7.1 Todesfall 

Verstirbt eine Person während der Behandlung oder den Inkassobemühungen, gehen die offenen 
Forderungen in die Erbmasse über. In diesen Fällen muss nachgewiesen werden, dass die offenen 
Rechnungen nicht durch die Erben bzw. nicht aus dem Nachlass gedeckt werden können.  
 

7.2 Ausländische Personen mit ehemaligem Wohnsitz in der Schweiz 

Wurde eine ausländische Person vor einem Notfall wegen Unauffindbarkeit nach Unbekannt 
abgemeldet, ist der Ablauf für Personen ohne festen Wohnsitz in der Schweiz anwendbar.  
 

7.3 Auslandschweizer 

Verunfallt ein Auslandschweizer oder eine Auslandschweizerin während eines Aufenthalts in der 
Schweiz, ist die Notfallgemeinde unterstützungspflichtig. Diese kann die Kosten innerhalb von 60 
Tagen ab Beschlussfassung mit dem Formular AS 2a beim Bund zurückfordern. Das Formular ist auf 
der AGS Homepage zu finden (www.sz.ch/sozialhilfe). 
 

7.4 Aussichtslose Betreibung 

Wenn eine Person hoffnungslos überschuldet ist, haben Leistungserbringende dies z.B. mittels eines 
Auszugs aus der Steuerveranlagungsverfügung oder eines Betreibungsregisterauszuges mit kürzlich 
ausgestellten Verlustscheinen2 zu belegen. Die Auszüge haben Auskunft über die Bedürftigkeit, wie 
auch die Einkommens- und Vermögensverhältnisse zu geben. Erscheint eine Betreibung aufgrund 
der vorliegenden Dokumente als aussichtslos (mehrere aktuelle Verlustscheine, hohe Schulden und 
kein Einkommen, etc.) und würden nur unnötige Kosten anfallen, kann darauf verzichtet werden. 
Bezieht eine Person aktuell Sozialhilfe, macht eine Betreibung ebenfalls keinen Sinn. In diesen 
Fällen gilt die Uneinbringlichkeit auch ohne Verlustschein als gegeben.  
 

7.5 Zweckentfremdung der Kostenrückerstattung durch Dritte 

Hat eine Person bereits eine Kostenrückerstattung durch Dritte (Ergänzungsleistungen, 
Krankenkasse o.ä.) erhalten aber das Geld anderweitig verwendet, müssen die bereits erstatteten 
Kosten für diese Notfallbehandlung nicht durch die Fürsorgebehörde übernommen werden. Die 
Ausganslage ist in einem solchen Fall vergleichbar mit einem Patienten, der im System des Tiers 
garant eine Rechnung nicht bezahlt, obwohl er die Kosten bereits zurückerstattet bekommen hat. 

                                            
2 Nachfolgend zwei Beispiele zur Veranschaulichung, warum nicht einfach ab einer gewissen Summe an 
Betreibungen und Verlustscheinen keine Betreibung mehr nötig ist. In allen Beispielen haben die Personen 
Betreibungen und Verlustscheine in der Höhe von Fr. 50'000.--. Die Zahlen und Zeiten sind rein 
beispielhaft. Jeder Fall muss jeweils individuell angeschaut werden. Person 1 hatte die letzte Betreibung 
mit Verlustschein vor 5 Jahren, arbeitet mittlerweile wieder (was nicht aus dem Betreibungsregisterauszug 
hervorgeht) und eine Betreibung würde somit erfolgreich in einer Lohnpfändung enden. Person 2 hatte die 
letzte Betreibung mit Verlustschein vor einem Monat und eine erneute Betreibung wäre somit ein Leerlauf 
und unnötig.  

http://www.sz.ch/sozialhilfe
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Folglich handelt es sich um ein Problem des Inkassos und nicht um eine vorliegende Bedürftigkeit. 
Bleibt ein Teilbetrag auch durch Dritte ungedeckt, können maximal diese Kosten der 
Fürsorgebehörde in Rechnung gestellt werden. 
 

8 Wichtige Begrifflichkeiten 

Das ZUG und das ShG regeln die wichtigsten Begrifflichkeiten im Zusammenhang mit der Notfallhilfe. 
Der folgende Katalog soll für auftretende Fragen eine Unterstützung bieten.  
 

8.1 Bedürftigkeit (Art. 2 Abs. 1 ZUG) 

Bedürftig ist, wer für seinen Lebensunterhalt nicht hinreichend oder nicht rechtzeitig aus 
eigenen Mitteln aufkommen kann. 
 

8.2 Ausmass und Arten der Sozialhilfe 

Ausmass (§ 16 Abs. 2 ShG)  
 Sicherstellung der notwendigen ambulanten oder stationären ärztlichen oder therapeutischen 

Behandlung und Pflege.  
 

 Arten (§ 17 ShG) 
1 Die wirtschaftliche Hilfe kann u. a. durch Erteilen von Gutsprachen gewährt werden.  
2 Für Leistungen, die ein Hilfsempfänger von Dritten erwirkt (Ärzte, Spitäler) hat die 
Fürsorgebehörde nur einzustehen, soweit sie hierfür im Voraus oder rechtzeitig Gutsprache 
geleistet hat.  
3 In dringenden Fällen, namentlich bei plötzlich eintretender Krankheit oder bei Unglücksfällen, 
darf die Gutsprache nicht verweigert werden, wenn die Hilfeleistung nach den Umständen sofort 
gewährt werden musste und die Gutsprache verlangt wird, sobald feststeht, dass für die 
Hilfeleistung keine andere Kostendeckung erwartet werden kann.  

 

8.3 Aufenthalt (Art. 11 ZUG) 

1 Als Aufenthalt nach diesem Gesetz gilt die tatsächliche Anwesenheit in einem Kanton; dieser 
wird als Aufenthaltskanton bezeichnet. 
2 Ist eine offensichtlich hilfsbedürftige, insbesondere eine erkrankte oder verunfallte Person auf 
ärztliche oder behördliche Anordnung in einen anderen Kanton verbracht worden, so gilt der 
Kanton als Aufenthaltskanton, von dem aus die Zuweisung erfolgte. 

 

8.4 Zuständigkeit 

Unterstützungswohnsitz (§ 18 ShG) 
1 Der Unterstützungswohnsitz fällt in der Regel mit dem zivilrechtlichen Wohnsitz zusammen.  
2 Abweichende Bestimmungen über den Unterstützungswohnsitz gemäss Bundesrecht sind auch 
im innerkantonalen Verhältnis anwendbar. 
 
Notfälle (Art. 13 Abs. 1 ZUG) 
Ist ein Schweizer Bürger ausserhalb seines Wohnkantons auf sofortige Hilfe angewiesen, so muss 
der Aufenthaltskanton ihm diese leisten. 
 

 Ausländer ohne Wohnsitz in der Schweiz (Art. 21 Abs. 1 ZUG) 
Bedarf ein Ausländer, der sich in der Schweiz aufhält, hier aber keinen Wohnsitz hat, sofortiger 
Hilfe, so ist der Aufenthaltskanton (bzw. –gemeinde) unterstützungspflichtig. 
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8.5 Zahlungs- und Kostenersatzpflicht 

Wohngemeinde (§ 19 ShG) 
1 Die Wohngemeinde ist zahlungspflichtig für Personen mit Wohnsitz im Kanton.  
2 Vorbehalten bleibt der Rückgriff auf andere Kostenträger nach Bundesrecht oder  
Staatsverträgen.  

 
 Notfallgemeinde (§ 21 ShG) 

1 Bei unaufschiebbarer Hilfe obliegt die Pflicht zur Hilfe derjenigen Gemeinde, auf deren Gebiet 
die Hilfsbedürftigkeit eingetreten ist.  
2 Der Rückgriff auf das zahlungspflichtige Gemeinwesen bleibt vorbehalten. 

 
Dienstweg und kantonale Zuständigkeitsordnung (Art. 29 Abs. 1 ZUG) 
Der Verkehr zwischen den Kantonen geht über die zuständigen kantonalen Amtsstellen. 

 
 Verfahren (§ 23 ShG) 

1 Den amtlichen Verkehr zwischen den Gemeinden und mit den ausserkantonalen und 
ausländischen Fürsorgebehörden besorgt ausschliesslich das zuständige Departement. 
2 Für das Verfahren (Unterstützungsanzeige, Abrechnung usw.) sind die Bestimmungen des 
Bundesgesetzes über die Zuständigkeit für die Unterstützung Bedürftiger (ZUG) sinngemäss 
anwendbar.  
 

8.6 Unterstützungsanzeigen 

Notfälle (Art 30 ZUG) 

Der Aufenthaltskanton, der einen Bedürftigen im Notfall unterstützt und dafür vom Wohnkanton 
die Erstattung der Kosten verlangt, muss diesem den Unterstützungsfall sobald als möglich 
anzeigen. 

 

8.7 Abrechnung (Art. 32 Abs. 1 ZUG) 

Der anspruchsberechtigte Kanton stellt dem rückerstattungspflichtigen Kanton in der Regel 
binnen 60 Tagen nach Ablauf jedes Quartals für die geschuldeten Unterstützungskosten 
gesamthaft Rechnung.  

 


